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Neue Rechtsvorschriften

überblick über die Gesetzgebung 
im III. Quartal 1981
Der nachstehende Beitrag erstreckt sich auf die im Gesetz­
blatt der DDR Teil 1 Nr. 21 bis 28 veröffentlichten Rechts­
vorschriften.*
Die vom X. Parteitag der SED und von der 7. Baukonfe­
renz gestellten Aufgaben zur Erhöhung der Effektivität 
und Qualität im Bauwesen sowie zur Realisierung von 
Investitionen1 bringen auch neue, höhere Anforderungen 
an die Tätigkeit der Staatlichen Bauaufsicht mit sich.

1 Ihnen wird mit der VO über die Staatliche Bauaufsicht 
vom 30. Juli 1981 (GBl. I Nr. 26 S. 313) und der hierzu er­
lassenen 1. DB vom 26. August 1981 (GBl. I Nr. 26 S. 320)2 
Rechnung getragen. Als staatliches Kontrollorgan hat die 
Staatliche Bauaufsicht insbesondere Einfluß zu nehmen 

auf
— die Einhaltung der Staats- und Plandisziplin durch 

die an der Vorbereitung und Durchführung von Bau­
investitionen beteiligten Kombinate und Betriebe,

— eine entschiedene Senkung des Bauaufwandes und die 
Erreichung kurzer Bauzeiten,

— die Sicherung hoher Material- und Energieökonomie, 
— die Gewährleistung der Standsicherheit von Gebäu­

den und eine solide Qualität der Erzeugnisse der Bau­
wirtschaft.
Die Staatliche Bauaufsicht führt die bauwirtschaft­

liche Prüfung der Unterlagen zur Aufgabenstellung, der 
Dokumentation für die Grundsatzentscheidung und in 
Ausnahmefällen auch der bautechnischen Ausführungs­
projekte bei Investitionsvorhaben durch. Im Ergebnis 
ihrer Prüfung erteilt die Staatliche Bauaufsicht Prüfbe­
scheide. Der Prüfbescheid ist die Baugenehmigung zur 
Vorbereitung, Errichtung, Veränderung oder Nutzung der 
Bauwerke.

Die Staatliche Bauaufsicht hat die Aufgabe, Einfluß 
auf die langfristige Nutzung und effektive Rekonstruk­
tion der vorhandenen Bausubstanz zu nehmen. Beim vor­
gesehenen Abriß von Bauwerken werden von ihr die 
vorhandene Bauzustandsstufe und die volkswirtschaftliche 
Notwendigkeit des Abrisses geprüft. Die Rechtsträger 
oder Eigentümer sind verpflichtet, der Staatlichen Bau­
aufsicht jeden beabsichtigten Abriß anzuzeigen.

Die VO berücksichtigt die Tatsache, daß die Organe 
der Staatlichen Bauaufsicht in den Bezirken und Kreisen 
ab 1. Januar 1980 aus den Bezirks- und Kreisbauämtern 
herausgelöst und direkt der Staatlichen Bauaufsicht im 
Ministerium für Bauwesen unterstellt worden sind.

In den Bezirken und Kreisen können ehrenamtliche 
Beauftragte der Staatlichen Bauaufsicht eingesetzt wer­
den. Diese ehrenamtlichen Beauftragten werden vorwie­
gend in den Räten der Gemeinden, Städte und Stadtbe­
zirke tätig, denen bauaufsichtliche Befugnisse übertragen 
wurden, und führen in deren Auftrag die Beratung der 
Bürger und die bauaufsichtliche Kontrolle über die Er­
richtung und Veränderung von Bauwerken der Bevölke­
rung aus.

Zur Durchsetzung einer hohen Staats- und Plandiszi­
plin bei der Vorbereitung, Errichtung und Veränderung 
von Bauwerken wurden die Ordnungsstrafbestimmungen 
in der VO ergänzt und das Zwangsgeld neu geregelt. Bei 
der Androhung und Festsetzung von Zwangsgeld zur 
Durchsetzung von Auflagen der Staatlichen Bauaufsicht 
wird nunmehr zwischen den staatlichen und wirtschafts­
leitenden Organen, Kombinaten, Betrieben, Genossen­
schaften auf der einen Seite sowie den Bürgern auf der 
anderen Seite unterschieden. Zwangsgeld kann künftig 
neben bzw. gleichzeitig mit einer Ordnungsstrafe festge­
setzt werden. Die Erhöhung des Zwangsgeldes gegenüber 
den staatlichen Organen, Kombinaten, Betrieben, Genos­
senschaften und Einrichtungen auf 50 000 M gibt die Mög­
lichkeit, noch wirksamer auf die Einhaltung der Staats­
und Plandisziplin im Bau- und Investitionsgeschehen 
Einfluß zu nehmen.

»

Weitere Rechtsvorschriften, die im III. Quartal für den 
Bereich der Volkswirtschaft erlassen wurden, sind auf

den wirtschaftlichen Einsatz aller Ressourcen durch die 
umfassende Nutzung der Sekundärrohstoffe gerichtet.

Mit der 4. DB zur VO zur umfassenden Nutzung von 
Sekundärrohstoffen — Aufgaben, Pflichten und Rechte 
der staatlichen Beauftragten für Sekundärrohstoffwirt­
schaft vom 22. Juni 1981 (GBI.I Nr. 23 S. 288) wird die 
Festlegung der VO zur umfassenden Nutzung von Sekun­
därrohstoffen vom 11. Dezember 1980 (GBl. I 1981 Nr. 2 
S. 23)3 weiter ausgestaltet, wonach die staatlichen Beauf­
tragten für Sekundärrohstoffwirtschaft ihre Leiter bei 
der Ausarbeitung, Planung und Durchführung der Maß­
nahmen zur Mobilisierung aller Sekundärrohstoffreser­
ven zu unterstützen haben. In der DB wird festgelegt, 
daß die Funktion des staatlichen Beauftragten in zentra­
len Staatsorganen, in den einem Ministerium direkt un­
terstellten Kombinaten sowie in wirtschaftsleitenden Or­
ganen hauptamtlich zu besetzen ist. Über den hauptamt­
lichen Einsatz in anderen Wirtschaftseinheiten entscheidet 
der Leiter des übergeordneten Organs bzw. der Vorstand 
der Genossenschaft.

Den staatlichen Beauftragten, die sowohl für metalli­
sche als auch für nichtmetallische Sekundärrohstoffe zu­
ständig sind, werden — differenziert danach, wo sie ein­
gesetzt sind — entsprechende konkrete Aufgaben über­
tragen.

Der umfassenden Nutzung von Sekundärrohstoffen 
dient auch die АО über die Organisation der Planung, 
Erfassung, Verwertung und Bilanzierung von Thermo­
plastabfällen vom 17. Juni 1981 (GBl. I Nr. 24 S. 306). Sie
gilt für Kombinate, Betriebe, Genossenschaften und Ein­
richtungen, in denen Thermoplastabfälle geplant, erfaßt, 
verwertet und bilanziert werden (Verursacherbetriebe), 
sowie für die Erfassung, Verwertung und Bilanzierung 
von Thermoplastabfällen aus Haushalten der Bevölke­
rung. Die Verursacherbetriebe sind verpflichtet, alle ver­
wertbaren Thermoplastabfälle einer Nutzung zuzuführen, 
vor allem zur Verwendung anstelle von Primärplastwerk­
stoffen. Die nicht plasttypische Verwertung von Thermo­
plastabfällen bzw. ihre schadlose Beseitigung oder De­
ponie bedarf der vorherigen Zustimmung des Bilanzor­
gans, die längstens für ein Planjahr erteilt wird.

Wirtschaftssanktionen und Ordnungsstrafmaßnahmen 
sind auf die Sicherung der umfassenden Nutzung der 
Thermoplastabfälle gerichtet. Gegen Verursacherbetriebe 
können Wirtschaftssanktionen verhängt werden, wenn 
sie bestimmte Planungs-, Bilanzierungs- und Erfassungs­
pflichten verletzen oder ohne Zustimmung die nicht plast­
typische Verwertung oder Beseitigung von Thermoplast­
abfällen vornehmen. Ordnungsstrafbestimmungen richten 
sich gegen Leiter oder leitende Mitarbeiter von wirt­
schaftsleitenden Organen oder Verursacherbetrieben, die 
vorsätzlich oder fahrlässig pflichtwidriges Verhalten ver­
anlassen oder zulassen.

*

Anliegen der АО über die fischwirtschaftliche Nutzung 
der Binnengewässer, die Ausübung des Fischfanges und 
des Angelsportes im Bereich der Binnenfischerei der 
DDR — Binnenfischereiordnung — vom 16. Juni 1981 
(GBl. I Nr. 23 S. 290) ist es, alle Binnengewässer noch in­
tensiver zu bewirtschaften und effektiver für die fisch­
wirtschaftliche Produktion und Nutzung zu erschließen. 
Umfassend sind die Aufgaben, Rechte und Pflichten der 
Staatsorgane, Betriebe und Genossenschaften, der Bür­
ger und gesellschaftlichen Organisationen u. a. bei der 
Fischproduktion, dem Fischfang, der Förderung und dem 
Schutz der Fischerei geregelt. Entscheidungen über die 
fischwirtschaftliche Nutzung der Binnengewässer und die 
Genehmigung zur Ausübung des Fischereirechts treffen 
grundsätzlich die Räte der Bezirke bzw. für die Binnen­
gewässer des Bezirks Rostock das Fischereiaufsichtsamt 
der DDR. Fischereischeine erhalten nur Bürger, die eine 
abgeschlossene fischereiliche Berufsausbildung nachwei- 
sen können.

Genehmigungen zur Ausübung des Angelsports wer­
den durch Angelberechtigungsscheine in Form von Jah­
res- oder Wochenangelberechtigungen erteilt. Für Pro­
duktionsgewässer gibt der jeweilige Binnenfischereibe­
trieb einen Berechtigungsschein aus, für Sportgewässer 
der Deutsche Anglerverband der DDR.


